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Auswirkungen des Telekommunikationsmodernisierungsgesetzes (TKG)

Status quo: Glasfaserausbau und 
Wohnungswirtschaft
Die TKG-Novelle von Dezember 2021 setzt Wohnungswirtschaft und Anbieter durch den Wegfall  
der Umlagefähigkeit von Kabelentgelten unter erheblichen Druck. Andererseits hat die Novelle  
das Interesse von weiten Kreisen der Bevölkerung an einem Glasfaserausbau geweckt. 

Allein im ersten Halbjahr 2023 sollen 
laut der Gigabit-Studie des VATM (Ver-
band der Anbieter von Telekommuni-

kations- und Mehrwertdiensten) 2,1 Millio-
nen Glasfaseranschlüsse bis zu den Gebäu-
den (FTTB = Fiber to the building) und bis in 
die Wohnungen (FTTH = Fiber to the home) 
gebaut worden sein. Insgesamt können da-
mit in Deutschland über 15 Millionen Haus-
halte bereits theoretisch auf einen  Glas-
faseranschluss zugreifen.  
Bei der Betrachtung von sogenann-
ten „giga bitfähigen“ Anschlüssen 
sind es sogar bereits über 40 Mil-
lionen Haushalte, die solche An-
gebote wahrnehmen könnten. 
Hintergrund dieser enormen 
Zahlen explosion und Versor-
gungsquote sind allerdings 
die Einbeziehung von aufge-
rüsteten Kabelanschlüssen, 
die als sogenannte HFC-Netze 
(Hybrid-Fiber-Coax) und dem 
Übertragungsstandard DOCSIS 
3.1 (Data Over Cable Service In-
terface Speci fication) für mögliche 
Gigabit angebote sorgen.

Alles eine Mogelpackung?

Nicht unbedingt. Gerade im ländlichen Be-
reich entwickelt sich der Glasfaserausbau 
rasant – verspricht doch der dortige Man-
gel an breitbandigen Angeboten eine hö-
here Nachfrage und bessere Vermarktungs-
möglichkeit als im städtischen Bereich. Tat-
sächlich kommt es teilweise in den Städten 
zur Überbauung bestehender koaxialer Infra-
strukturen mit Glasfaser, sodass Mieter in 
diesen Liegenschaften die Qual der Wahl ha-
ben, welches Angebot sie für ihre breitban-
dige Versorgung annehmen wollen.
Bei genauer Betrachtung der Ausbauzahlen 
und der tatsächlichen Versorgung müsste 
diese Doppelversorgung abgezogen werden, 
sodass tatsächlich nur eine Million weiterer 
Haushalte auf die verbesserte Versorgung 
durch Glasfaser im ersten Halbjahr 2023 zu-
greifen konnte.

Viele Mieter halten an Kabel-TV fest 

Dass sie es eben nur zu einem geringen Teil 
tun, ist ein Problem der Branche. Die gerin-
gen „Take-Up Rates“ dieser Anschlüsse 
haben  viele Gründe. 

Zum einen sind es die vorhandenen attrak-
tiven Angebote der Kabelnetzbetreiber, die 
nach wie vor mit hohen Bandbreiten und 
günstigen Preisen locken, zum anderen der 
fehlende Ausbau in den Wohnungen. Häufig 
wird die Liegenschaft mit Glasfaser ange-
schlossen (Netzebene 3), aber die notwen-
dige Installation einer Glasfaser-Hausver-
teilanlage (Netzebene 4) unterbleibt oder 
soll zu einem späteren Zeitpunkt erfol-
gen. Kein Problem in einem Ein- oder Zwei-
familienhaus, allerdings bei Mehr familien-
Häusern ein erheblicher Aufwand, der 
Eigen tümer oder Anbieter gleicher maßen 
belastet.

Glasfaserbereitstellungsentgelt floppt

Das in der TKG-Novelle als Lösung dieser Pro-
blematik angepriesene Glasfaserbereitstel-
lungsentgelt (§72 TKG) zeigt sich als echter 
Rohrkrepierer. Zum einen aufgrund der mo-
natlichen Kostenbelastung der Mieter mit 
fünf Euro für eine Zeitdauer von fünf Jahren , 
in Ausnahmefällen sogar neun Jahre. Zum 

anderen aufgrund der viel fältigen Vor-
aussetzungen und Bedingungen, die 

diese Regelung vorgibt. Zum einen 
müssen auch Mieter, die keinen 

Glasfaser anschluss wünschen 
oder benötigen, das monatli-
che Bereitstellungsentgelt 
bezahlen. Zum anderen 
muss allen Programm-An-
bietern ein unentgeltlicher 
Zugang zu diesem Netz ge-
währt werden. Das heißt, 
der Anbieter, der gemein-

sam mit dem Wohnungsunternehmen die In-
stallation des Hausnetzes vornimmt und das 
Glasfaserbereitstellungsentgelt als Vergü-
tung erhält, muss die „Konkurrenz im eigenen 
Haus“ akzeptieren. Zudem sind die 300 Euro 
brutto in fünf Jahren bei der derzeitigen Wirt-
schaftslage kaum ausreichend zur Installation 
einer passiven Glasfaser-Infrastruktur. Bei hö-
heren Beträgen greifen aller dings Transparenz-
vorgaben, die die Wohnungsunternehmen ei-
ner weiteren Belastung aussetzen würden.
Aktuell löst der Markt dieses Problem durch 
das Angebot der meisten Anbieter, die Glas-
faseranschlüsse kostenfrei bereitzustellen. 
Allerdings beschäftigt viele Wohnungsunter-
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Mikrorohr-Management eines 
Netzverteilers: Rund eine Million 
Haushalte wurden im ersten 
Halbjahr 2023 zusätzlich an das 
Glasfasernetz angeschlossen.



36

Special
  ❙  

Ausbau Glasfasernetz

IVV immobilien vermieten & verwalten  9/2023 

nehmen derzeit ein weiteres Phänomen – 
Mieter melden sich mit dem Wunsch, doch 
unbedingt einen Glasfaseranschluss haben 
zu wollen, verweisen auf bereits abgeschlos-
sene Verträge und fügen ein Schreiben des 
Anbieters bei, doch bitte die Freigabe zur In-
stallation des Anschlusses zu erteilen.
Doch Vorsicht, eine solche Freigabe kann 
sehr schnell zu einer dauerhaften, möglicher-
weise ungewollten langjährigen Bindung mit 
einem Anbieter führen, obwohl man eigentlich 
eine eigene zukunftsorientierte Versorgung 
der eigenen Liegenschaften beabsichtigt.

Duldungspflicht beim Gebäudeanschluss

Grundsätzlich gibt es eine Duldungspflicht 
für einen Hausanschluss (§ 134 TKG) für 
Netze mit sehr hoher Kapazität, zu denen na-
türlich auch Glasfasernetze gehören. Auch 
für die Querung von Grundstücken gibt es ei-
nen Duldungsanspruch für TK-Linien, die ei-
ner Drittversorgung dienen. Das heißt, einen 
Gebäudeanschluss zu verweigern ist kaum 
möglich und meistens auch nicht sinnvoll, al-
lerdings muss nicht zwingend die Installation 
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Breitbandkongress am 6. und 7. September

Kritik am „strategischen Überbau“ durch die Telekom
Wirkt die Abschaffung des Sammel-
inkassos für die Kabelgebühren als 
Beschleuniger oder als Bremse  
für den Ausbau des Glasfasernetzes?  
Dies ist eine der politischen Fragen  
auf dem diesjährigen Kongress  
des Fachverbands Rundfunk- und 
Breitband kommunikation (FRK).

Der Breitbandkongress des Fach verbands 
Rundfunk- und Breitbandkommunikation 
(FRK) findet am 6. und 7. September 2023  
im H4 Hotel in Leipzig statt. Der Verband 
ist die Interessenvertretung der kleinen und 
mittelständischen Kabelnetzbetreiber aus 
Handwerk und Wohnungswirtschaft und 
sieht sich somit immer in der Pflicht, auf 
mögliche marktbeherrschende Aktivitäten 
der großen Kabelnetzbetreiber wie Deut-
sche Telekom oder Vodafon hinzuweisen.
Auf dem Kongress in Leipzig werden zahl-
reiche Experten wirtschaftliche, rechtliche 
und politische Aspekte beleuchten, vom 
Open Access über die Abschaffung des 
Sammelinkassos bis zum strategischen 
Glasfaserüberbau.
Am ersten Kongresstag wird es eine 
Podiums diskussion zur Frage geben, ob 
die Abschaffung des Sammelinkassos ein 
Beschleuniger oder eine Bremse für den 

Glasfaserausbau ist. Der FRK-Vorsitzende 
Heinz-Peter Labonte wird ein kontrovers 
besetztes Panel moderieren, bestehend 
aus Branchenexperten, Netz betreibern 
und Verbraucherschützern.

Als Hauptredner des ersten Kongress-
tages wird der Parlamentarische Staats-
sekretär Michael Theurer (MdB), Mitglied 
des FDP-Präsidiums und FDP-Landesvor-
sitzender Baden-Württemberg, auftreten. 
Theurer besitze bemerkenswerte Markt-
kenntnis über die Lage der mittelständi-
schen Telekommunikationsnetzbetreiber 
und wisse um deren Beitrag zur flächen-
deckenden Versorgung Deutschlands ins-
besondere in länd lichen Regio nen im Wett-
bewerb mit den übrigen Marktteilnehmern.

„Verschwendung  
durch strategischen Überbau“

Die Podiumsdiskussion am zweiten Kon-
gresstag ist einem Thema gewidmet, das 
aus Sicht des FRK-Vorsitzender Heinz- Peter 
Labonte viel Zündstoff enthält: Es geht um 
den strategischen Überbau von Glasfaser-
netzen. „Die Bundesregierung muss doch 
ein Interesse daran haben, der durch Ro-
sinenpickerei und Überbau verursachten 
Verschwendung von zusätzlich notwendi-

gen Fördergeldern Einhalt zu gebieten“, er-
klärt der FRK-Vorsitzende. Als Anteilseig-
ner von 32 Prozent an der Telekom habe 
die Bundesregierung ihren Einfluss in den 
Aufsichtsgremien der Telekom auf den Ex-
Monopolisten nicht genutzt, um den stra-
tegischen Glasfaser überbau zu beenden.

Mit Überbau ist gemeint, dass beim In-
ternet-Ausbau auch dort Glasfaser ver-
legt wird, wo es bereits andere Glas-
faserleitungen gibt oder deren Verlegung 
längst geplant ist. Hieran gibt es Kritik, 
schließlich fehlten dadurch anderswo Bag-
ger, und viele Haushalte hätten noch kei-
nen Zugang zum schnellen stabilen Inter-
net. Zu Jahresbeginn mehrten sich Mel-
dungen über den punktuell strate gischen 
Überbau bestehender FTTH-Glasfaser-
netze durch die Telekom. Der Branchenver-
band BUGLAS (Bundes verband Glasfase-
ranschluss) warnte Digitalminister Volker 
Wissing in einem Brief vor den Überbau-
aktivitäten der Deutschen Telekom. Ver-
mehrt berichteten Telekommunikationsun-
ternehmen und Stadtwerke von Überbau-
aktivitäten oder entsprechenden Plänen 
der Deutsche n Telekom.

Weitere Informationen:  
www.frk-breitbandkongress.de

einer Glasfaser-Hausverteilanlage akzeptiert 
werden. Die von Mietern häufig vorgelegten 
„Gestattungsverträge“ beinhalten aber glei-
chermaßen Gebäudeanschluss als auch die 
Freigabe zur Installation eines Glasfaseran-
schlusses bis in die Wohnung des Mieters. 
Da allerdings die Duldungspflicht gegebe-
nenfalls von mehreren Anbietern in Anspruch 
genommen wird, empfiehlt sich eine eigene 
Strategie mit einem Migrationsszenario zum 
Glasfaserausbau zu entwickeln, da absehbar 
ist, dass die Nachfrage nach Datenvolumen 
und Bandbreite weiterwachsen wird. 

Rahmenverträge als Orientierungshilfe 

Nachdem die Telekom lange Jahre auf ver-
schiedene Brückentechnologien gesetzt hat, 
greift man jetzt ins Marktgeschehen ein. Ein 
Rahmenvertrag mit dem GdW soll helfen, be-
stimmte Parameter einer zukünftigen Glas-
faserversorgung festzulegen. Das Angebot 
klingt erst einmal gut, aber wie immer liegt 
der Teufel im Detail.
Die Telekom hat sich bereit erklärt, jede 
Wohnung einer Liegenschaft kostenfrei mit 

vier Fasern auszustatten und nicht nur ein-
zelne Teilnehmer anzuschließen. Dass der 
freie Zugang für dritte Anbieter gewährleistet 
werden soll, ist den regulatorischen Vorga-
ben geschuldet und nicht als Verhandlungs-
ergebnis zu sehen. Auch die Bereitschaft, 
Wohnungsunternehmen an einer Wertschöp-
fung partizipieren zu lassen, liest sich gut, 
ist aber häufig aufgrund von steuerlichen 
Risiken nur für wenige Unternehmen inter-
essant. Positiv zu bewerten ist, dass hier 
erste „Spielregeln“ für den Ausbau und Be-
trieb von Glasfasernetzen definiert wurden. 
Allerdings muss jedes  Wohnungsunterneh-
men selbst entscheiden, welches spezi-
fische Versorgungsszenario für die eigene 
Klien tel sinnvoll ist. 

https://www.breitbandkongress-frk.de/

